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Unterrichtung 

durch den Bundesrat 


Gesetz zur Förderung der beruflichen Aufstiegsfortbildung 
(Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz - AFBG) 

- Drucksachen 13/3023, 13/3070- 

hier: Anrufung des Vermittlungsausschusses 


Der Bundesrat hat in seiner 692. Sitzung am 15. De- 
zember 1995 beschlossen, zu dem vom Deutschen 
Bundestag am 23. November 1995 verabschiedeten 
Gesetz zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß 
gemäß Artikel 77 Abs. 2 des Grundgesetzes aus den 
nachstehend angegebenen Gründen einberufen 
wird: 

1. Zu § 2 Abs. 2 Satz 2 r § 19 Abs. 1 Satz l r § 20 Satz 1 
und 2, § 21 Abs. 1, Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Abs. 3 
Satz l r Abs. 4 Nr. 1 und 2 und Abs. 5, § 23 Abs. 4 
Satz 1 und 2, § 25 Satz 1 Nr. l r § 27 Abs. 3, Abs. 4 
Satz 2 und § 29 Abs. 3 

a) In § 2 Abs. 2 Satz 2 sind die Worte „eine von 
dem Land, in dem die Maßnahme durchgeführt 
wird, zu bestimmende Behörde“ durch die 
Worte „die Bundesanstalt für Arbeit“ zu erset- 
zen. 

b) In § 19 Abs. 1 Satz 1 sind die Worte „die für 
den Wohnsitz des Antragstellers zuständige 
Behörde" durch die Worte „das für den Wohn- 
sitz des Antragstellers zuständige Arbeitsamt" 
zu ersetzen. 

c) § 20 ist wie folgt zu ändern: 

aa) In Satz 1 sind die Worte „die zuständige 
Behörde" durch die Worte „das zuständige 
Arbeitsamt" zu ersetzen. 

bb) In Satz 2 sind die Worte „Die zuständige 
Behörde “ durch die Worte „ Das zuständige 
Arbeitsamt" zu ersetzen, 

d) § 21 ist wie folgt zu ändern: 

aa) In Absatz 1 ist das Wort „Behörden“ durch 
das Wort „Arbeitsämtern" zu ersetzen. 


bb) In Absatz 2 Satz 1 Nr. 3 sind die Worte „der 
zuständigen Behörde" durch die Worte 
„des zuständigen Arbeitsamts“ zu erset- 
zen. 

cc) In Absatz 3 Satz 1 ist das Wort „Behörden“ 
durch das Wort „Arbeitsämtern" zu erset- 
zen. 

dd) In Absatz 4 Nr. 1 und 2 sind jeweils die 
Worte „der zuständigen Behörde" durch 
die Worte „dem zuständigen Arbeitsamt" 
zu ersetzen. 

ee) In Absatz 5 sind die Worte „Die zuständige 
Behörde“ durch die Worte „Das zuständige 
Arbeitsamt“ zu ersetzen. 

e) § 23 Abs. 4 ist wie folgt zu ändern: 

aa) In Satz 1 sind die Worte „die zuständige 
Behörde“ durch die Worte „das zuständige 
Arbeitsamt“ zu ersetzen. 

bb) In Satz 2 sind die Worte „Die zuständige 
Behörde“ durch die Worte „Das zuständige 
Arbeitsamt“ zu ersetzen. 

f) In § 25 Satz 1 Nr. 1 sind die Worte „der zustän- 
digen Behörde" durch die Worte „dem zustän- 
digen Arbeitsamt“ zu ersetzen. 

g) In § 27 Abs. 3 und Abs. 4 Satz 2 ist jeweils das 
Wort „Behörden" durch das Wort „Arbeitsäm- 
ter" zu ersetzen. 

h) In § 29 Abs. 3 sind die Worte „die nach § 19 
Abs. 1 Satz 1 zuständige Behörde“ durch die 
Worte „das nach § 19 Abs. 1 Satz 1 zuständige 
Arbeitsamt" zu ersetzen. 


Zugeleitet mit Schreiben des Präsidenten des Bundesrates vom 15 . Dezember 1995. 
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Begründung 

Der Bundesrat hält an seiner Auffassung fest, daß 
die vorgesehene Verwalt ungsdurchführung durch 
Behörden der Länder nicht sachgerecht ist. Der 
unumgängliche Aufbau neuer Verwaltungs Struk- 
turen und die nötige Qualifizierung der Bedienste- 
ten sind mit erheblichen Mehrkosten verbunden. 
Außerdem müßten erst landesrechtliche Regelun- 
gen erarbeitet und Verhandlungen mit den Kom- 
munen geführt werden. Unter diesen Umständen 
sind erhebliche Verzögerungen bei der Umset- 
zung des Gesetzes unvermeidbar. Mit ersten För- 
derungsbescheiden wäre infolgedessen, selbst 
wenn das Gesetz rückwirkend zum 1. Januar 1996 
in Kraft treten solle, frühestens im Herbst 1996 zu 
rechnen. 

Ein rascher, effektiver und einheitlicher Gesetzes- 
vollzug ist allein durch die Arbeitsverwaltung zu 
gewährleisten. Sie verfügt über die notwendigen 
Fachkenntnisse und kann unmittelbar auf die Er- 
fahrungen mit den bis Ende 1993 im Arbeitsförde- 
rungsgesetz verankerten Regelungen zur Auf- 
stiegsfortbildung zurückgreifen. Die Arbeitsver- 
waltung ist des weiteren aus dem Stand heraus in 
der Lage, die Interessentinnen und Interessenten 
an einer Maßnahme der beruflichen Aufstiegsfort- 
bildung sachkundig zu beraten. 

2. Zu § 2 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a, Nr. 2 
Buchstabe a und c und Satz 3 

§ 2 Abs. 3 ist wie folgt zu ändern: 

a) In Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a und Nr. 2 
Buchstabe a ist jeweils die Zahl „500" durch 
die Zahl „350" zu ersetzen. 

b) In Satz 1 Nr. 2 Buchstabe c ist die Zahl „200" 
durch die Zahl „ 150" zu ersetzen, 

c) Satz 3 ist zu streichen. 

Begründung 

Die in dem Gesetz vorgesehene Mindeststunden- 
zahl von 500 Unterrichtsstunden ist zu restriktiv. 
Sie führt dazu, daß sinnvolle Maßnahmen aus der 
Förderung herausfallen und einzelne Berufsgrup- 
pen von der Förderung ausgeschlossen werden. 
Die vorgesehene Mindeststundenzahl könnte dar- 
über hinaus dazu führen, daß die Zahl der Unter- 
richtsstunden für eine Reihe von Maßnahmen in 
einem erheblichen Umfang heraufgesetzt wird, 
obgleich dies sachlich nicht geboten ist, nur um 
die Förderungsfähigkeit der Maßnahme zu errei- 
chen. Die Festlegung der Mindeststundenzahl auf 
500 Unterrichtsstunden ist insofern kostentrei- 
bend. Dies ist nicht vertretbar. Die Einbeziehung 
aller Maßnahmen, die mindestens 350 Unterrichts- 
stunden umfassen, stellt einen akzeptablen Kom- 
promiß dar. 

3. Zu § 10 

Der Unterhaltsbeitrag bemißt sich nach § 44 des 
Arbeitsförderungsgesetz und wird anteilig auch 
bei einer notwendigen Stundenreduzierung des 


Arbeitsverhältnisses gewährt. Er wird je zur Hälfte 
als Zuschuß und als zinsfreies Darlehen gewährt. 

Begründung 

Die Bemessung des monatlichen Unterhalts- 
bedarfs am Bundesausbildungsförderungsgesetz 
wird der Lebenssituation der Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer an Maßnahmen der beruflichen 
Aufstiegsfortbildung nicht gerecht. Sie sind im 
Regelfall im Hinblick auf ihr Lebensalter, ihren Fa- 
milienstand, ihre Unterhalts Verpflichtungen und 
dem durch ihre Berufstätigkeit erworbenen Le- 
bensstandard nicht mit Schülerinnen und Schü- 
lern oder Studierenden vergleichbar. Die formale 
Gleichbehandlung von Teilnehmerinnen und Teil- 
nehmern an Maßnahmen der beruflichen Auf- 
stiegsfortbildung und an Maßnahmen der allge- 
meinen Bildung stellt faktisch insofern eine Un- 
gleichbehandlung dar. Sie widerspricht dem an- 
gestrebten Ziel der Herstellung von Gleichwertig- 
keit von schulischer, beruflicher und akademi- 
scher Bildung. 

Das Gesetz sieht im übrigen keinen anteiligen Un- 
terhaltsbeitrag für jene Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer vor, die ihr Vollarbeitszeitverhältnis 
in eine Teilzeittätigkeit umwandeln, um an einer 
berufsbegleitenden Aufstiegsfortbildungsmaßnah- 
me teilnehmen zu können, bzw. für diejenigen 
Personen, die sich aufgrund der Betreuung zu be- 
aufsichtigender Kinder oder pflegebedürftiger Per- 
sonen nur in Teilzeit fortbilden können. Die vor- 
gesehene Ausgestaltung des Unterhaltsbeitrages 
dringt die potentiellen Teilnehmerinnen und Teil- 
nehmer insofern in Vollzeitmaßnahmen oder zum 
Verzicht auf die Teilnahme. Dies kann jedoch we- 
der aus sozialpolitischen noch aus arbeitsmarkt- 
politischen Gründen erwünscht sein. 

4. Zu § 12 Abs. l f § 23 Abs. 5 Nr. 1, 4 und 5 und 
§ 27 Abs. 2 Nr. 1 

a) § 12 Abs. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Der Maßnahmebeitrag nach § 10 Abs. 1 
besteht aus einem Anspruch auf einen Zuschuß 
in Höhe von 70 vom Hundert der Lehrgangsge- 
bühren und Prüfungsgebühren bis zu 20 000 
Deutsche Mark sowie der notwendigen Kosten 
der Kinderbetreuung. " 

b) § 23 Abs. 5 ist wie folgt zu ändern: 

aa) In Nummer 1 sind die Worte „des Darle- 
hens nach § 12 Abs. 1 Nr. 1 und" zu strei- 
chen, 

bb) In Nummer 4 und 5 sind jeweils die Worte 
„Abs. 1 Nr. 2 oder" zu streichen. 

c) In § 27 Abs. 2 Nr. 1 sind die Worte „§ 12 Abs. 1 
Nr. 1" durch die Worte „§ 12 Abs. 1" zu erset- 
zen. 

Begründung 

Die Förderung des Maßnahmebeitrages durch die 
Gewährung eines verzinslichen, privatrechtlichen 
Darlehens wird der angestrebten Gleichstellung 
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von allgemeiner und beruflicher Bildung nicht ge- 
recht. Die Begrenzung der Förderung auf ein zu 
verzinsendes Darlehen benachteiligt darüber hin- 
aus die Teilnehmerinnen und Teilnehmer an be- 
ruf sbegleitenden Maßnahmen gegenüber jenen in 
Vollzeitmaßnahmen. Die einseitige Begünstigung 
der Vollzeitmaßnahmen kann dazu führen, daß 
potentielle Teilnehmerinnen und Teilnehmer von 
der Auswahl berufsbegleitender Maßnahmen mit 
gleichem Abschluß Abstand nehmen und statt 
dessen eine Vollzeitmaßnahme wählen. Die Lehr- 
gangs- und Prüfungsgebühren sollten deshalb, 
wie dies Ende 1993 im AFG geregelt war, überwie- 
gend durch einen Zuschuß gefördert werden, wo- 
bei eine Eigenbeteiligung von 30 v. H. als zumut- 
bar gelten darf. Mit dieser Regelung entfällt die 
Darlehensgewährung und somit ein erheblicher 
Verwaltungsaufwand. 

Die notwendigen Kosten der Betreuung eines Kin- 
des sind nach § 10 Abs. 1 Satz 3 Bestandteil des 
Maßnahmebeitrages. Sie müssen deshalb zu den- 
selben Konditionen wie die übrigen Bestandteile 
des Maßnahmebeitrages vergeben werden. Nur so 
kann vermieden werden, daß Teilnehmerinnen an 
Maßnahmen der Aufstiegsfortbildung, die durch 
Kinderbetreuungskosten ohnehin stärker als an- 
dere belastet sind, aus diesem Grund noch zusätz- 
liche Belastungen tragen müssen oder sich an der 
Teilnahme gehindert sehen. 

5. Zu § 13 

Die Darlehen werden als zinsfreies Darlehen 
(direkt aus öffentlichen Mitteln) gewährt. 

Begründung 

Die Bindung des Zinssatzes an die Frankfurt Inter- 
bank Offered Rate (FIBOR) läßt die Darlehensneh- 
merinnen und Darlehensnehmer im Unklaren 
über die tatsächlich auf sie zukommende Zinsbe- 


lastung und damit über die Höhe der effektiven 
Rückzahlungsverpflichtungen. Die erheblichen 
Schwankungen des FIBOR und das gegenwärtig 
vergleichsweise außerordentlich niedrige Zins- 
niveau lassen es mehr als fraglich erscheinen, daß 
die unterstellte durchschnittliche Zinsbelastung 
tatsächlich nicht beträchtlich überschritten wird. 

Aus der Aufspaltung der Förderung in eine öffent- 
liche Zuschußförderung und eine privatrechtliche, 
verzinsliche Darlehensregelung ergeben sich zahl- 
reiche rechtliche Probleme und ein erheblicher 
Verwaltungsaufwand. Auch die Fülle der Aus- 
schlußtatbestände bzw. die Vielzahl der Erlaßmög- 
lichkeiten bei der Rückzahlung bedingen einen 
hohen Verwaltungsaufwand. Da nach dem Gesetz 
Bund und Länder allein die Risiken aus den Darle- 
hensverträgen zu tragen haben, bergen die.Rege- 
lungen darüber hinaus ein nur schwer abzuschät- 
zendes finanzielles Risiko für die öffentlichen 
Haushalte, 

6. Zu § 28 Abs. 1 und 2 

§ 28 ist wie folgt zu ändern: 

a) In Absatz 1 sind die Worte „zu 65 vom Hundert 
und von den Ländern zu 35 vom Hundert" so- 
wie die Absatzbezeichnung „(1)" zu streichen. 

b) Absatz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Förderung der Aufstiegsfortbildung war bis 
Ende 1993 im Arbeitsförderungsgesetz verankert. 
Die zwischenzeitliche Streichung der Förderung 
und die nunmehr erfolgte Regelung der gleichen 
Materie in einem eigenständigen Gesetz kann 
keineswegs dazu führen, daß der Bund sich auf 
Kosten der Länder finanziell entlastet. Der Bund 
bleibt vielmehr allein zur Finanzierung verpflich- 
tet. 
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